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Beklagte und Revisionsbeklagteo

Der 110 Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 27„ Mai 1970 hin durch

Bundesrichterin Dro S c h w a r z

‘
— Vorsitzende - ?

Bundesrichter H e y e r ?
Bundesrichter Dr° B u s s ?
Bundessozialrichter Dro E b e r l e und

Bundessozialrichter B r i n k m n n

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers wird des Urteil des
Bayerischen Landessozialgerichts vom #10 Juli 4967

aufgehobeno

Die Sache wird Zu neuer Entscheidung an das Landes—

sozialgericht zurückverwiesen„
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Mit einem “Bescheid über die Ablehnung einer Aufnahme in

das Mitgliederverzeichnis der Landwirtschaftlichen Alters—

kasse Niederbayern—Oberpfalz" (der Beklagten) vom 250 No—

vember 4965 teilte die Beklagte dem Kläger mit‚ sein ”An—

trag vom 25() November 1965" werde abgelehnt; der Kläger sei

nicht landwirtschaftlicher Unternehmer im Sinne des Ge—

setzes über eine Altershilfe für Landwirte (GAL); die seit

dem 40 Oktober 4957 (dem Inkrafttreten des GAL) zu Unrecht
entrichteten Beiträge seien zu beanstanden und zurückzuer—

statten° Der Widerspruch des Klägers blieb erfolglos (Wi—

derspruchsbescheid vom 250 Januar 4966)„ Mit der Klage be—

antragte der Kläger? unter Aufhebung der beiden Bescheide

zu erkennen, daß er weiterhin Mitglied der Beklagten seio

Das Sozialgericht (SG) Landshut gab der Klage statt (Ur—

teil vom 5° August 1966)° Auf die Berufung der Beklagten
hob das Landessozialgericht (LSG) das Urteil des SG auf
und wies die Klage ab (Urteil vom 110 Juli 4967)„ Es führte

im wesentlichen aus; Der Kläger habe in einem Schreiben

vom 540 Dezember 4957 der Beklagten die Verpachtung seiner

landwirtschaftlich genutzten Grundstücke seit dem Jahre

1955 und den Einheitswert der von ihm selbst bewirtschafte—

ten forstwirtschaftlichen Grundstücke mit dem Betrage von
4„482 DM — der unter der Mindestgrenze für eine dauerhafte

Existenzgrundlage im Sinne von 5 1 Abs() 4 des GAL vom
270 Juni 4957 (GAL 4957) liegt — mitgeteilt und für den

Fall seiner Heranziehung zur Leistung von Beiträgen an die

‚
Beklagte vorsorglich Widerspruch erhoben; mit Schreiben

vom 260 März 1958 habe er den (damaligen) Widerspruch zu—

rückgenommen und sich zur Entrichtung von Beiträgen bereit

erklärt; diese Beiträge habe er auch seit dem 40 Oktober
1957 fortlaufend entrichtet° Die Beiträge seien jedoch

nicht rechtswirksam entrichtet wordeno Der Kläger sei schon

bei Inkrafttreten des GAL kein landwirtschaftlicher Unter—

\
.
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nehmer im Sinne von $ 4 Abs„ 5 und Abs° 4 GAL geweseno
Die Mitgliedschaft bei einer Alterskasse und die darauf be—

ruhende Beitragspflicht seien von der Eintragung in das Mit—

gliederverzeichnis der Alterskasse unabhängig; die Aufnahme

in das Mitgliederverzeichnis habe nur deklaratorische Be—

deutung; ein hierüber erteilter Bescheid sei ein belastender

Verwaltungsakti der? wenn er fehlerhaft sei0 jederzeit zu—

rückgenommen werden könneo Eine andere Auffassung ließe

sich nur rechtfertigen‚ wenn die Beklagte über ihre die Auf—

nahme des Klägers in das Mitgliederverzeichnis betreffende

Mitteilung hinaus durch ”eigene Verwaltungsentscheidung" den

Einzelfall abschließend geregelt hätteo In entsprechender

Anwendung des 5 4424 Abs° 5 der Reichsversicherungsordnung

(RVG) kämen Rückforderung und Rückerstattung zu Unrecht ent—

richteter Beiträge dann nicht in Betracht‚ wenn durch.

einen nach 5 77 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) bindend ge—
wordenen Bescheid ein Altersgeld bereits bewilligt werden

wäreo Aus der entsprechenden Anwendung des 5 4424 Abs„ 2 RVO

ergebe sich ferner? daß erst nach Ablauf von zehn Jahren die

Rechtswirksamkeit entrichteter Beiträge von der Alterskasse

nicht mehr angefochten werden könnte" Die Rücknahme fehlerw

hafter Verwaltungsakte sei für das GAL im Gesetz abschlies—

send geregelt‚ für die Heranziehung der Grundsätze des all—

gemeinen Verwaltungsrechts sei hier kein Raum°

Mit der zugelassenen Revision beantragte der Kläger;

das angefochtene Urteil abzuändern

; ii und die Berufung der Beklagten gegen
13 ‘? das Urteil des SG Landshut vom

50 August 4966 zurückzuweiseno

Er trug vor; Der Bescheid der Beklagten vom 250 November 4965

sei schon deshalb rechtswidrig9 weil die Beklagten einen An— '

trag auf Aufnahme des Klägers in das Mitgliederverzeichnis

vom 250 November 4965 abgelehnt‚ der Kläger aber einen sol—

chen Antrag gar nicht gestellt habe? nachdem er schon 4957
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.in das Mitgliederverzeichnis der Beklagten aufgenommen wor—

den sei„ Der Bescheid der Beklagten von 1957 über die Auf—

nahme des Klägers in das Unternehmerverzeichnis der Beklag—

ten sowie über die Veranlagung zur Erhebung von Beiträgen

sei bindend geworden„ Bei diesem Bescheid habe es sich

nicht nur um einen belastenden‚ sondern um einen teilweise

auch begünstigenden Verwaltungsakt gehandelt; die Begünsti—

gung liege darin° daß die Beklagte mit der Aufnahme des

Klägers in ihr Unternehmerverzeichnis seine Unternehmerei—

genschaft im Sinne des GAL bejaht habe() Auf dieser für den

Kläger günstigen Feststellung beruhten auch die späteren

Beitragsbescheide; wegen der teilweise auch begünstigenden

Natur der Bescheidehabe die Beklagte sie nicht zurücknehmen

dürfenq Deshalb seien auch die Beiträge des_Klägcrs nicht

zu Unrecht entrichtet°

Die Beklagte beantragte,

die Revision zurückzuweiseno

II

Die Revision ist zulässig (55 162 Abs° 1 Nr„ 13 164 see)o
Sie ist auch begründet in dem Sinne‚ daß das Urteil des LSG

aufzuheben und die Sache zu neuer Entscheidung an das LSG

zurückzuverweisen ist„

\ngefochten ist der Bescheid der Beklagten vom 250 November

1965 idF des Widerspruchsbescheides vom 250 Januar 1966

(@ 95 see)° Beide Bescheide haben ihrem Wortlaut nach die
Ablehnung eines Antrags des Klägers vom 250 November 1965

auf Aufnahme in das Mitgliederverzeichnis der Beklagten

zum Inhalt„ Dem Kläger ist zuzugeben9 daß er am 25„ Novem—

ber 1965 keinen solchen Antrag gestellt hato Ein Bescheid?

4er in seinem “Verfügungssatz” unklar oder mißverständlich

ist? ist jedoch auslegungsfähig; für die Auslegung des Be—

scheides ist — ebenso wie dies für die Auslegung eines Ur—

teils gilt‚ dessen Tenor unklar oder mißverständlich ist —
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auf die Begründung abzuheben, soweit sich aus ihr der Inhalt

der mit dem Bescheid beabsichtigten Regelung ergibt„ Hier

läßt jedenfalls der WiderSpruchsbescheid klar erkennen„ daß

die Beklagte mit dem Bescheid vom 250 November 4965 einen

”Aufnahmebescheid des Jahres 4957” hat aufheben‚ d„ho zu—
rücknehmen wollen? daß sie die seit 4957 entrichteten Bei—

träge als nicht rechtswirksam beanstandet hat und daß sie

das weitere Verbleiben des Widerspruchsführers in ihrem Mit—

gliederverzeichnis als nicht berechtigt angesehen hate Der

Bescheid vom 250 November 4965 idF des Widerspruchsbeschei—

des ist sonech zwar nicht klar formuliert? er ist aber nicht,\

wie der Kläger meint? schon “aus rein formalen Gründen”

rechtswidrige
{

' i
;,

Mit der Klage
hat

der Kläger sowohl die Aufhebung des Be—

scheides vom 250 November 4965 und des Widerspruchsbeschei—

des als auch die Feststellung begehrt? daß er weiterhin Mit—

glied der Beklagten.seio Das SG hat diesem Begehren in vol—

lem Umfangs entsprochen‚ das LSG hat das Urteil des SG auf—

gehoben und die Klage in vollem Umfangs abgewiesen; es
hat

die ”rein deklaratorische Mitteilung (vom Jahre 4957)? wie

sie die Mitteilung über die Aufnahme in das Unternehmerver-

zeichnis darstellt", als einen fehlerhaften belastenden

Vervaltungsakt angesehene Ob diese rechtliche Beurteilung

zutrifft9 kann der Senat aufgrund der vom LSG bisher fest—

gestellten Tatsachen nicht nachprüfeno Ein "Rücknahmebe—
\'scheid" kann nur dann rechtmäßig sein? wenn das frühere Han—

deln der Verwaltung als Verwaltungsakt anzusehen ist‚ wenn

dieser Verwaltungsakt rechtswidrig ist und wenn ein solcher

Verwaltungsakt nach dem Recht des Sachgebiets7 in dem er

ergangen ist‚ rüéknehmbar ist° Das LSG hat jedoch gar nicht

festgestellt? was dem Kläger im Jahre 4957 von der Beklagten

”mitgetdlt” werden ist„ Seinem Urteil ist nicht zu entnehmen?

daß ihm der von ihm beurteilte "Aufnahmebescheid" über—
haupt vorgelegen hato Fehlt es aber an den für die rechtli—

che Beurteilung erheblichen tatsächlichen Feststellungen und

v
‚
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kann deshalb die Richtigkeit des Ergebnisses‚ zu dem das Be—
rufungsgericht gelangt ist‚ vom Revisionsgericht nicht nach—

geprüft werden‚ so muß bei einer zugelassenen Revision das

angefochtene Urteil aufgehoben werden° Dies gilt auch dann?

wenn der Revisionskläger — wie hier — insoweit keine Rüge

erhoben hat° Das Revisionsgericht kann die fehlenden Fest—

stellungen nicht selbst treffen und auch nicht aus den

Beiakten entnehmen (Urteile des Bundessozialgerichts —BSG—

vom 200 November 4959 und vom 70 Oktober 4964? SozR Nro 6

und 9 zu 5 465 SGG)° Im übrigen ist der "Aufnahmebescheid

von 4957" auch nicht in den Beiakten — den Akten des SG

und der Beklagten — 9 die dem LSG vorgelegen haben und dem

Senat vorliegen, enthalten°

Das LSG wird daher zunächst den "Aufnahmebescheid" bei dem

Kläger anfordern und seinen Inhalt feststellen müssen; es
wird auch ermitteln müssen, ob dem Kläger später noch Bei—

tragsbescheide zugegangen sind„ Sollte sich — wovon das LSG
möglicherweise ausgegangen ist — ergeben? daß die “Mittei—

lung” von 4957 nicht melr enthalten hat als die Widergabe

der allgemeinen gesetzlichen Voraussetzungen für den An—

spruch eines landwirtschaftlichen Unternehmers auf Al—

tersgeld, so wäre eine solche "Mitteilung" wohl nicht als

ein Verwaltungsakt, doho als die hoheitliche B?ESJPP£ ei—

nes Rechtsverhältnisses zwischen dem Kläger und der Beklag—

ten anzusehen° Anders wäre es, wenn aus der "Mitteilung“

zu entnehmen wäre‚ die Beklagte habe darin die Beitrags—

pflicht des Klägers festgestellt und ihn zur Beitragsent—

richtung veranlagt° Diese Mitteilung wäre — ebenso wie

etwaige spätere Beitragsbéscheide
— als feststellender Ver—

waltungsakt zu werten„ Dabei wäre entgegen der Auffassung

des LSG anzunehmen‚ daß die Rücknahme solcher Bescheide im
Recht der Altershilfe für Landwirte durch 5 52 GAL 4965

nicht erschöpfend geregelt ist; insoweit wird auf das Ur—

teil des erkennenden Senats vom 27° Mai 4970 — 44/7 RLW

49/66— verwiesen; dort ist dargelegt, daß das BSG
zwar
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für Leistungsbescheide angenommen hat; die Möglichkeit der
Rücknahme sei gesetzlich erschöpfend geregelt, nicht aber

für andere Bescheide9 insbesondere nicht für Beitrags—

bescheideo Da das GAL die Rücknahme solcher Bescheide

nicht regelt9 sind hier die ungeschriebenen Grundsätze des

allgemeinen Verwaltungsrechts heranzuziehen„ Ein "Verfügungs—

satz” des Bescheides von 4957 wäre die Feststellung der

Beitragspflicht und die Aufforderung zur Beitragsleistung°

Beanstandet die Beklagte die bisher aufgrund dieses Be—

cheides — und etwaiger späterer Beitragsbescheide — ent—

richteten Beiträge als rechtsunwirksam9 so nimmt sie damit

zugleich auch die früher erteilten Beitragsbescheide rück—

wirkend zurücko Sie befreit aber damit nicht nur den Betrof—

fenen von einer ihm vorherénferlegten Belastungo Sind näm—

lich — wie im vorliegenden Fall — aufgrund der von der Al— .
terskasse festgestellten Beitragspflicht Beiträge geleistet

werden? so hat sich hieraus eine von dem Beitragszahler als gün—

stig‘ angesehene Rechtspositiono eine ”Erwerbsberechtigung"‚

entwickelto Mit der Rücknahme der Beitragsbescheide wird

auch diese ”Erwerbsberechtigung” beseitigt° Die Berechtigung

zur Rücknahme dieser Bescheide ist daher nach den Grund:?tzcn

zu beurteilen‚ die für die Rücknahme teils belastendenJ

teils begünstigender Verwaltungsakte gelten„ Insoweit wäre

abzuwägen zwischen dem Verfassungsgrundsatz der Gaset2mäßig—

keit der Verwaltung und dem Verfassungsgrundsatz des Rechts—

staatsprinzips9 das Rechtssicherheit und Anspruch auf Ver-
trauensschutz einschließt„ Für diese Interessenabwägung ist

erheblich‚ ob die Rechtmäßigkeit der Rücknahme eines fest—
stellenden Verwaltungsakts zu klären ist oder die Rechtmäßig—

keit der Rücknahme eines gestaltenden Verwaltungsakts;
die ”Bestandskraft“ feststellender Verwaltungsakte ist im

Zweifel schwächer als die Bestandskraft gestaltender Verwal—

tungsakte° Es spielt auch eine Rolle? ob die Ursache der

Rechtswidrigkeit eines Verwaltungsakts in den "Verantwor—

5 C
M O E:—

\/tungsbereich" der Verwaltung oder in den "Verantwortu ]?
" LJ

.[„

..

ite kommtreich” des Adressaten des Verwaltungsakts fällto We
es darauf an, wie lange ein Verwaltungsakt im Zeitpunkt
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der Rücknahme schon bestanden hat; je länger er bestanden

hat? desto mehr fällt das Vertrauensinteresse ins Gewicht°

Erheblich kann ferner sein? ob der Adressat des Verwal—

tungsakts in der Zeit zwischen Erlaß und Rücknahme im Ver—

trauen auf den Bestand des Verwaltungsakts bereits vermö—

genswirksame DiSp08itionen oder seine Lebensführung bestim—°

mende andere Maßnahmen getroffen hat, die möglicherweise

nicht mehr rückgängig gemacht werden könnens Schließlich

kann auch erheblich sein? ob sich für den Begünstigten aus

der Rücknahme eines Verwaltungsaktes der Zwang zu einer ein—

schneidonden Änderung seiner Lebensführung ergeben würde?

eine solche Änderung ihm aber wegen seines Lebensalters

nicht mehr zuzumuten ist° "'

Der Senat kann diese Interessenabwägung hier nicht selbst’

vornehmen? weil die bisherigen tatsächlichen Feststellungen

des LSG hierfür nicht ausreichen„ Für die Gewährung von Ver»

trauensschutz dürfte beachtlich sein‚ daß der Kläger schon

Ende Dezember 1957 die Beklagte schriftlich auf die Ver—

nachtung seines landwirtschaftlichen Besitzes und auf den

— für eine ”Existenzgründlage" nicht ausreichenden — Umfang

der von ihm selbst bewirtschafteten forstwirtschaftlichen

Flächen hingewiesen hat; auch wenn er seinen Widerspruch

gegen den "Aufnahmebescheid? zurückgenommen hat? so würde

dies wohl kaum etwas daran ändern„ daß die Rechtswidrigkeit

des Aufnahmebescheides und etwaiger späterer Beitragsbe—

scheide jedenfalls überwiegend in den Verantwortungsbe-

reich der Beklagten fieleo Zu würdigen wäre vom LSG ferner

die — unstreitige — Tatsache‚ daß der Kläger über acht
Jahre lang Beiträge an die Beklagte entrichtet hat„ Das

LSG wird ferner auf die vom Kläger immer wieder vorgebrach—

te Behauptung eingehen müssen9 er habe sich im Vertrauen

auf die Bescheide der Beklagten auf eine Alterssicherung

durch die Altershilfe für Landwirte eingerichtet und von
anderen Köglichkeiten einer — wenn auch nur zusätzli—
chen

— Alterssicherung keinen Gebrauch gemacht; eine an—
.‚

dere Alterssicherung sei ihm jetzt nicht mehr möglich? und
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es entstehe ihm ein erheblicher Schaden‚ wenn ihm nun—

mehr die Aussicht auf die Alterssicherung des GAL genommen

werdeo Zu diesem Vorbringen ist dem Urteil des LSG nichts
\

zu entnehmen°

Sollte der Kläger Vertrauensschütz hinsichtlich der von ihm
aufgrund der Beitragsbescheide der Beklagten entrichteten

Beiträge beanspruchen ”*nnen„ so wäre ihm darüber hinaus

wohl auch die Möglichkeit einzuräumen„ yeitere Beiträge bis

zum Erwerb eines Anspruchs auf Altersgeld zu entrichten„

Nach 5 2 Abs° 4 GAL 4965 erhält ein landwirtschaftlicher

Unternehmer Altersgeld‚ wenn er das 65„ Lebensjahr vollendet

hat? für mindestens 480 Kalendermonate Beiträge an die land—

wirtschaftliche Alterskasse gezahlt hat und nach Vollendung

des 500 Lebensjahres das Unternehmen abgegeben hat° Der Klä—

ger könnte zwar nicht weiterhin aufgrund des 5 13 GAL 496
' als beitragspflichtig angesehen werden? er hätte jedoch die

Möglichkeit, weitere Beiträge aufgrund des S 22 GAL 4965 zu
'entrichten„ Blieben ihm nämlich die bisher entrichteten

Beiträge erhalten‚ so wäre er “eine Person? die nach dem

GAL mindestens 56 Kalendermonate beitragspflichtig" gewesen
wäre; sein gesamtes Vorbringen in dem Rechtsstreit wäre

dahin zu deuten‚ daß die Beklagte verpflichtet sei9 weitere

Beiträge von ihm anzunehmen und als Grundlage eines etwai—

gen künftigen Anspruchs auf Altersgeld anzusehen° Bei einem

späteren Antrag auf Altersgeld könnte die Beklagte ihm dann

weder entgegenhalten‚ daß er zu keiner Zeit seit dem 40 Ok—
tober 4957 landwirtschaftlicher Unternehmer gewesen sei„

noch daß er nicht ein ”landwirtschaftliches Unternehmen"
abgegeben habe° Sollte nämlich die Beklagte die bisher

entrichteten Beiträge aus Gründen des Vertrauensschutzesv

nicht als rechtsunwirksam ansehen dürfen‚ dann müßtee sie
den Kläger nach Treu und Glauben auch bei der späteren

Prüfung des Altersgeldanspruchs
so behandeln‚ als ob er

während der Beitragsentrichtung bis November 4965 land—
wirtschaftlicher Unternehmer gewesen sei und danach ein

landwirtschaftliches Unternehmen abgegeben habe„ Daß aus
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Gründen der Rechtssicherheit und des Vertrauensschutzes

möglicherweise auch an eine Person‚ die das Gesetz nicht

in den Kreis der Berechtigten einbezogen hat‚ Leistungen

gewährt werden müssen„ ist schon in dem Urteil des BSG

vom 450 März 4968 (BSG 289 269 28) dargelegto

Ob es dem Kläger — wie er dies in seinem Klageantrag
zum

Ausdruck gebracht hat — darauf ankommt‚ daß seine weitere

"Mitgliedschaft" bei der Beklagten festgestellt werde‚ er—
scheint zweifelhaft? weil diese Mitgliedschaft sowohl nach

dem Recht des GAL 1957 als auch nach dem Recht des GAL 4964,

in dem mit 5‘12 erstmals eine Vorschrift über die Mitglied_

schaft eingefügt worden ist (= 5 47 GAL 1965)? für seine
Beitragspflicht und für einen späteren Altersgeldanspruch

ohne Bedeutung wäre° Das Klagebegehren läßt aber die Ause

legung zu‚ der Kläger beanspruche — neben der Aufhebung

der angefochtenen Bescheide — eine gerichtliche Feststel_

lung 9253222» daß er weiterhin berechtigt sei? rechtswirk—

same Beiträge an die Alterskasse zu entrichten„ Ein berech—

tigtes Interesse an einer solchen Feststellung wäre dem

Kläger im Hinblick darauf, daß nach den Gründen der ange«
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fochtenen Bescheide auch eine Berechtigung zur Weiterent—

richtung von Beiträgen nach S 22 GAL ■965 ausgeschlossen

wäre9 kaum zu versageno

Die Entscheidung über die Kosten bleibt dem abschlies—

senden Urteil vorbehalten° ‘
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